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Dossier Nr. 12426, «Tagesschau»-Hauptausgabe vom 1. Mai 2026: 
Beiträge «1. Mai: Schweizweit nehmen Tausende an Kundgebungen teil» 
und «‹Keine 10-Millionen-Schweiz›: Auswirkungen auf Schengen-
Abkommen» 
 
 
Sehr geehrter Herr X 

 

Besten Dank für Ihr Mail vom 1. Mai 2026, worin Sie die obigen Beiträge wie folgt 

beanstanden:  

 

«Politische SP Polarisierung 

Beide Bundesräte vertreten die Meinung, dass für Bundesrat und Parlament dies leere 

Versprechen seien. 

 

Zwei Bundesräte oder Parlamentarier welche die 10 Mio Initiative unterstützen kommen 

nicht zur Sprache. Dies ist unausgewogene und tendenziöse linke Berichterstattung. 

 

Zoll Bericht Schengen Mitgliedschaft: SRF berichtet tendenziös, dass das Schengen 

Abkommen bei der Annahme der 10 Mio Initiative gefährdet sein könnte. SRF macht hier 

Stimmungsmache und bezieht wieder einmal eine klare linke Position.» 
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Die Ombudsstelle hat sich die Beiträge angesehen und hält abschliessend fest: 

 

Der Beanstander wendet sich gegen zwei Beiträge in der Tagesschau Hauptausgabe vom 1. 

Mai 2026: Zum einen den Beitrag über die 1. Mai-Kundgebungen mit den Auftritten der 

Bundesräte Jans und Baume-Schneider; zum andern den Beitrag zu den Auswirkungen der 

10-Millionen-Initiative auf das Schengen-Abkommen. Die beiden Beiträge haben inhaltlich 

nicht direkt miteinander zu tun und sind deshalb separat zu begutachten. 

 

Maifeiern 

Der Beanstander macht geltend, bei der Berichterstattung über die Maifeiern mit den 

Bundesräten Jans und Baume-Schneider handle es sich um eine unausgewogene und 

tendenziöse linke Berichterstattung, vor allem auch, weil zwei Bundesräte oder Parlamen-

tarier, welche die 10-Millionen-Initiative unterstützten, nicht zu Wort gekommen seien. 

 

Dass über die traditionellen Maifeiern der Gewerkschaften und Linksparteien in der Tages-

schau berichtet wird, entspricht den üblichen Gepflogenheiten und ist angesichts der 

Bedeutung der Veranstaltungen nicht zu beanstanden. Der Kampf gegen die 10-Milllionen-

Initiative, über welche am 14. Juni abgestimmt wird, stand im Zentrum der gewerkschaft-

lichen Positionen. Dass auf die zentralen Themen der Kundgebungen hingewiesen wird, ist 

Teil einer sachgerechten Berichterstattung.  

 

Ebenso wenig ist zu beanstanden, dass auch über die Auftritte der beiden sozialdemokrati-

schen Mitglieder des Bundesrates berichtet und auf die Schwerpunkte ihrer Ansprachen 

eingegangen wurde. Während Bundesrätin Baume-Schneider über die Solidarität in der 

Gesellschaft und die Gleichstellung referierte, ging Bundesrat Jans insbesondere auf die 10-

Millionen-Initiative ein. Im Beitrag wird ein Ausschnitt aus seiner Rede von knapp 20 

Sekunden Dauer eingeblendet, in denen er sich gegen die Initiative wendet. Er vertrat dabei 

die Position des Bundesrats und der Parlamentsmehrheit. Die kurzen Ausführungen von 

Bundesrat Jans wurden nicht weiter kommentiert. Eine solche Berichterstattung über 

bundesrätliche Auftritte ist auch in der Phase vor einer Volksabstimmung zulässig. Das 

Vielfaltsgebot verlangt auch zu diesem Zeitpunkt nicht, dass überhaupt nicht mehr über 

öffentliche Auftritte von Bundesräten, in welchen sie auf anstehende Volksabstimmungen 

eingehen, berichtet werden darf, ohne dass auch die Gegenpositionen zu Wort kommen. Im 

Übrigen weist die Ombudsstelle darauf hin, dass die Bundesräte im Rahmen des 

Kollegialitätsprinzips gehalten sind, auch dann die Bundesratsmeinung zu vertreten, wenn 

sie persönlich eine andere Haltung haben sollten. Insofern wären öffentliche Stellungnahme 

von Bundesräten, welche die 10-Millionen-Initiative befürworten, gar nicht möglich. 

 

Zoll / Schengen-Abkommen 

Im Beitrag über die Arbeit des Zolls mit dem Schengener Informationssystem wird darauf 

eingegangen, dass zwischen den Befürwortern und Gegnern der 10-Millionen-Initiative 

umstritten ist, ob deren Annahme die Mitgliedschaft der Schweiz beim Schengen-Abkommen 

infrage stellen würde. Der Beitrag stellt die unterschiedlichen Positionen durch kurze 

Interviews mit der Präsidentin der FDP, Susanne Vincenz-Stauffacher, und dem Präsidenten 

der SVP, Marcel Dettling, dar. Der Beitrag weist in der Folge auf die Wichtigkeit des 



 

3 Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 

Schengener Informationssystems für die Sicherheit hin. Diese wird denn auch von keiner 

Seite bestritten. Der Beitrag erweist sich als informativ. Befürworter und Gegner der 

Initiative kommen mit ihren Argumenten gleichwertig zu Wort. Eine eigene Wertung durch 

den Journalisten erfolgt nicht. Im Gegenteil wird in der Anmoderation ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass man keine abschliessende Beurteilung mache, sondern bloss die 

Argumente beider Seiten darlege. Der Beitrag erweist sich als sachgerecht und ausgewogen. 

Von einer «Stimmungsmache» oder «klaren linken Positionen» von SRF kann keine Rede 

sein. 

 

Zusammenfassend hält die Ombudsstelle fest, dass sowohl der Beitrag zu den 

Maifeiern als auch zum Schengener Informationssystem nicht gegen die Gebote 

der Sachgerechtigkeit (Art. 4 Abs. 2 des Radio- und Fernsehgesetzes, RTVG) und 

der Vielfalt (Art. 4 Abs. 4 RTVG) verstossen.  

 

Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 

Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 

Ihnen im Anhang die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 


